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Die Soziale Frage stellt sich zuerst in der Stadt 

Integration fördern – Armut bekämpfen 

 

 

Soziale Integration als Schlüsselfaktor der Armutsprävention 
Kurzfassung des Beitrags von Dr. Ueli Mäder, Professor für Soziologie Universität Basel und Dozent 

an der Hochschule für Soziale Arbeit Basel. 

 

 

1. Titel: weiter präzisieren 

 

Soziale Integration ist ein Schlüsselfaktor der Armutsprävention. Und soziale Integration ist kein 

Schlüsselfaktor der Armutsbekämpfung. Beide Aussagen treffen zu. Je nachdem, wie wir die 

Begriffe definieren und den Ist-Zustand analysieren. Im aktuellen Diskurs postulieren gängige 

Ansätze die soziale Integration als Schlüsselfaktor der Armutsbekämpfung. Sie greifen auf, was 

bereits in den 1960er-Jahren aktuell war und auch heute wieder kontrovers  diskutiert wird. Eine 

wichtige Differenz bezieht sich darauf, ob die soziale Integration die finanzielle Unterstützung 

primär ergänzen oder teilweise ersetzen soll.  

 

2. Begriffe: definieren und Definitionsmacht analysieren 

 

Soziale Integration bedeutet, am gesellschaftlichen Geschehen teil zu haben. Ein wichtiges 

Kennzeichen ist das subjektive Empfinden, dazu zu gehören und sich im sozialen Verbund wohl 

zu fühlen. Dieses Verständnis gilt für alle Individuen und sozialen Gruppen. Zudem für die ganze 

Gesellschaft. Soziale Integration meint auch den sozialen Zusammenhalt. Und Armut: eine sozia-

le Benachteiligung. Sie entsteht, wenn soziale Sicherung fehlt. Die Prävention beugt dem vor. Ih-

re Qualität hängt von der Bereitschaft ab, Probleme wahrzunehmen. Wer Armut banalisiert oder 

weg definiert, verschärft sie. 

 

3. Theorie: von dualistischen zu integrativen Ansätzen 

 

Struktur oder Kultur? So lautet eine alte Fragestellung. Sie prägte auch dualistische Armutstheo-

rien der 1960er-Jahre, die derzeit wieder „in“ sind. Einen Gegensatz dokumentieren die Ansätze 

von Oscar Lewis (1966) und Charles Valentine (1968). Der eine betont tradierte und verinnerlich-

te Haltungen, Anerkennung und Selbstwert sowie die soziale Integration, der andere die materiel-

le Ausstattung und sozio-ökonomische Voraussetzungen. Heute geht es darum, die unterschied-

lichen Ansätze zu verknüpfen.    

 

 

 



 

 

2 4. Empirie: neue soziale Brisanz 

 

In früheren Armutsstudien (Mäder 1991, 1999) warnten wir davor, soziale Benachteiligung zu 

psychologisieren. Alleinerziehende und „working poor“ benötigen mehr Geld, keine Zwangsbera-

tung. So lautete der Tenor. Wir verwiesen auch auf die grosse Bereitschaft von Armutsbetroffe-

nen, viel Verantwortung auf die eigene Schulter zu nehmen und sich damit zu überfordern. Was 

dann dazu führen kann, den Druck auf andere abzuwälzen, sich zurück zu ziehen oder unbeson-

nen vorwärts zu flüchten. In neueren Studien (Kutzner 2004, 2009) zeigen wir erstens, wie sich 

bei anhaltender Betroffenheit soziale Probleme kumulieren und eine gezielte Beratung aufdrängt. 

Zweitens zeigen wir, wie unterschiedlich die einseitige Fokussierung auf die Integration in den 

ersten Arbeitsmarkt wirkt. Die einen schätzen die Unterstützung als Herausforderung. Sie fühlen 

sich ernst genommen und nicht einfach verwaltet. Andere reagieren verängstigt. Denn wer es 

jetzt nicht schafft, scheint erst recht selbst schuld zu sein. Damit erhöht sich die Gefahr, irgendei-

nen Job in einem prekären Bereich anzunehmen. Die kurzfristige Integration kann so schon bald 

zu einem weiteren Ausschluss führen. Unterschiedlich wirkt sich auch die einseitige Fokussierung 

auf die soziale Integration aus. Die einen wehren sich dagegen, weil sie primär eine Erwerbsar-

beit wollen. Andere fühlen sich so davon entlastet, alibimässig eine Stelle suchen zu müssen. Sie 

konzentrieren sich mehr auf eigene Bedürfnisse. Der vordergründige Ausschluss erhöht damit die 

Chance einer sozialen Integration. Aus unseren neueren Studien geht drittens hervor, dass sich 

mit der erhöhten Transparenz über die  Ungleichheit bei den Vermögen und verfügbaren Ein-

kommen resignative Verstimmung da und dort in eine Empörung verwandelt. Die Wut kann dazu 

führen, sich mehr für eigene Interessen einzusetzen. Sie macht aber auch anfällig, zu pauschali-

sieren, statt zu differenzieren, und sich von populistischen und autoritären Strömungen verein-

nahmen zu lassen, die „Ruhe und Ordnung“ und Halt versprechen.  

 

5. Diskurse: alte und neue soziale Frage 

 

Als alte soziale Frage galt die klassische „Arbeiter- und Armutsfrage“ im 19. Jahrhundert. Im Vor-

dergrund stand die Verelendung im Kontext der Industrialisierung. Der wirtschaftliche Auf-

schwung und die Systeme der sozialen Sicherheit schienen im 20. Jahrhundert die materielle 

Armut zu beseitigen. Als neue soziale Frage kam dann Ende der 1960er-Jahre die Frage nach 

dem sozialen Sinn auf. Sie stellte sich gerade auf der Grundlage einer materiellen Sättigung. 

Fehlende Lebensperspektiven konnten, trotz privilegierter Herkunft, zu einem sozialen Abstieg 

(etwa durch Abhängigkeit von Suchtmitteln) führen. Die alte soziale Frage schien damit obsolet 

geworden zu sein. Sie kehrte jedoch, etwas verändert, mit den rezessiven Einbrüchen der 

1970er-Jahre zurück. Seither sind die Erwerbslosigkeit, teilweise sinkende verfügbare Einkom-

men, fehlende Anpassungsleistungen der sozialen Sicherung und erhebliche Gegensätze bei den 

Vermögen ein Thema. Zudem hapert es mit dem politischen Korrektiv zur Konzentration wirt-

schaftlicher Macht.  

 

Als neue soziale Frage gilt zu Beginn der 21. Jahrhunderts die Dynamik zwischen Integration und 

Ausschluss (Castel 2000, Kronauer 2002, Paugam 2000). Sie ist zweifelsohne wichtig. Aber da-

mit ist die alte, materiell orientierte soziale Frage nicht passé. Die beiden sozialen Fragen sind 

eng miteinander zu verknüpfen. Das gilt auch für die Diskurse über die sozialstrukturellen Verän-

derungen. Analysen sozialer Klassen und Schichten betonten bis Mitte des 20. Jahrhunderts ver-

tikale Strukturen. Seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts dominieren horizontale Differen-



 

 

3 zierungen. Sie konzentrieren sich auf individuelle Lebenslagen und Lebensstile. Auch hier gilt es, 

die Ebenen miteinander zu verknüpfen. Etwa im Sinne sozialer Raummodelle, wie sie Pierre 

Bourdieu (1984, 1997) entwickelt hat. 

 

6. Praxis: zwiespältiger Bericht des Bundesrates  

 

Der Bundesrat schlägt in seinem Bericht (vom 31.3.10) eine „Gesamtschweizerische Strategie 

zur Armutsbekämpfung“ vor. Das ist im Prinzip zu begrüssen. Auch, dass der Bund der Armuts-

frage ein Gewicht gibt und über wichtige Lücken informiert und eine Gesamtschau postuliert. 

Problematisch sind jedoch: erstens die Abwälzung von zentralen Aufgaben an Kantone1 und 

Gemeinden; zweitens die einseitige Fokussierung auf die Erwerbsintegration ohne entsprechen-

de Arbeitsmarktpolitik, drittens die Akzentuierung einer sozialen Integration, die teilweise fehlen-

de sozialpolitische Massnahmen abfedern  soll. Viertens diskutiert der Bericht die Armut nicht im 

Kontext des enorm gewachsenen Reichtums (Mäder 2002, 2010). Er vernachlässigt die materiel-

le Verteilungsfrage und neue Finanzierungsmöglichkeiten der sozialen Sicherung. Er vernachläs-

sigt auch, wie die Christliche Soziallehre die Subsidiarität im Verständnis von Oswald von Nell-

Breuning (1980) mit der Solidarität durch die übergeordnete Einheit verknüpft, oder wie der politi-

sche Liberalismus (im Gegensatz zum wirtschaftlichen) die individuelle Freiheit von der sozialen 

Sicherheit abhängig macht.  

 

7. Alternativen: für eine Zukunft mit Zukunft 

 

Die Städteinitiative Sozialpolitik will nun in ihrem Entwurf (z.H. der Versammlung vom 7.5.10), 

„Die soziale Frage nachhaltig angehen: Integration fördern und Armut bekämpfen“. Das Papier 

versucht differenziert der sozialen Komplexität gerecht zu werden. Als gleichwertige Grundpfeiler 

gelten die Existenzsicherung und Integrationsförderung. Das ist sehr wichtig. Und noch mehr zu 

betonen. Denn einzelne berechtigte Postulate laufen sonst Gefahr, für eine Strategie des Sozial-

abbaus vereinnahmt zu werden. Wenn die Städteinitiative beispielsweise feststellt, für eine zu-

kunftsträchtige  Sozialpolitik brauche es „nicht in erster Linie Geld, sondern politischen Willen“ (S. 

2), dann kann diese Formulierung den Anschein erwecken, die soziale Sicherung liesse sich 

auch mit weniger Finanzen gewährleisten. Ähnliches gilt für die gewiss berechtigte Aussage: 

„Nachhaltige Sozialpolitik ist mehr als Existenzsicherung“ (ebd.). Missverständlich könnte auch 

das sozialpolitische Postulat der Chancengleichheit wirken. Denn wenn wir Ungleiches gleich be-

handeln, bleibt es ungleich. Da könnten Präzisierungen helfen. Auch bei der Frühförderung. Je 

nachdem, wie diese gehandhabt wird, fördert sie die Egalisierung oder zurrt die Unterschiede 

fest.  

 

Soziale Integration verlangt zunächst eine solide soziale Ausstattung und Infrastruktur. Ohne ma-

terielle Existenzsicherung ist die soziale Integration von beschränkter Reichweite. Armutsbetrof-

fene Kinder bei den Schulaufgaben zu begleiten, das ist wohl hilfreich. Aber vor allem dann, 

wenn der familiäre Stress dank finanzieller Sicherheit bewältigt ist. Daher gilt es primär, Arbeit 

und Erlös besser zu teilen, die unteren Löhne anzuheben und die soziale Sicherung zu festigen; 

beispielsweise durch eine Ausweitung der Ergänzungsleistungen. Integriert betrachtet, liessen 

                                                      

1
 Obwohl der Bericht die Kantone in Pflicht nimmt, ignoriert er die Ergebnisse der kantonalen Armutsstudien. 

 



 

 

4 sich so sogar Mittel sparen. Aber die soziale Sicherung darf auch ihren Preis haben. Und die ma-

terielle Rückenstärkung könnte Einrichtungen wie die Sozialhilfe in die Lage versetzen, sich wie-

der mehr um die soziale Integration zu kümmern. Mit dem „lieben Geld“ allein lässt sich allerdings 

die Arbeit nicht bewältigen. Viel versprechend sind ergänzende Massnahmen. Zum Beispiel eine 

Sozialzeit für möglichst alle, die eine erste Ausbildung abgeschlossen haben. Das wäre kein Er-

satz für die professionelle soziale Arbeit, aber eine Ergänzung, die auch persönliche soziale 

Kompetenzen fördern könnte. Eine Chance könnte dabei die Bereitschaft sein, neue soziale Ver-

bindlichkeiten einzugehen. Dies nicht einfach verordnet, sondern aus freien Stücken. Die Indivi-

dualisierung hat dazu beigetragen, frühere  Zwangsgeborgenheit und enge soziale Kontrolle auf-

zubrechen. Distanziertere soziale Beziehungen haben ein Stück Freiheit und mehr Anonymität 

gebracht. Die erstrebte „Coolness“ erweist sich heute teilweise aber als allzu „cool“. Daran lässt 

sich anknüpfen. Am besten in kleineren Einheiten. Städte haben da besondere Chancen. Dass 

sie neue Formen der sozialen Integration anstreben, ist erfreulich. So lässt sich hoffentlich die 

Not auch ein wenig in eine Tugend verwandeln. Wer jedenfalls nur auf den Bund wartet, kann 

lange warten. Also gibt es keine Alternative zum eigenen Engagement. Aber dazu gehört auch 

die vereinte Anstrengung, den Bund mehr in Pflicht zu nehmen. 
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